
tens sollte auch die Möglichkeit geprüft werden, ob es 
ausreicht, wenn in diesen Fällen das Protokoll der Be­
ratung bis zum Beginn der Hauptverhandlung vor­
liegt. Die Ladungsfrist müßte in der Regel für die An­
fertigung des Protokolls ausreichen. Das Erscheinen des 
Kollektivvertreters vor Gericht könnte dadurch ge­
sichert werden, daß dem Betrieb eine Terminsnachricht 
mit der Aufforderung übersandt wird, den noch zu be­
nennenden Kollektivvertreter zu entsenden.
Alle unsere Maßnahmen beruhen auf der Erkenntnis, 
daß die Qualität des Ermittlungsverfahrens als erstes 
Stadium des Strafverfahrens entscheidend die Effek­
tivität der Mitwirkung der Werktätigen am Gesamt­
verfahren bestimmt.

Zum Verhältnis von Aufwand und Nutzen im 
Strafverfahren

Die Leitungsdokumente vom 7. Februar 1973 stellen 
höhere Anforderungen an die Tätigkeit des Unter­
suchungsorgans, der Staatsanwaltschaft und der Ge­
richte. Keinesfalls geht es vordergründig nur um Ein­
sparung an Zeit und Kräften, sondern um die Er­
reichung einer höheren Wirksamkeit des Strafverfah­
rens bei geringstem gesellschaftlichen Aufwand. Der 
Aufwand ist keine selbständige Größe, sondern muß 
immer in Beziehung zu dem zu erreichenden Ziel ge­
setzt werden. Nur aus der Sicht dieser Relation kann 
der erforderliche Aufwand bestimmt werden. Dabei 
können wir uns nicht von Wunschdenken leiten las­
sen. Auch im Kampf gegen die Kriminalität dürfen nur 
solche Ziele gesetzt werden, die entsprechend dem er­
reichten Stand der gesellschaftlichen Entwicklung und 
des Bewußtseins sowie der vorhandenen Kräfte real 
erreichbar sind. Das verlangt von uns ständig, das Ver­
hältnis von Aufwand und Nutzen in unserer Arbeit 
kritisch einzuschätzen.
Diese Zusammenhänge lassen sich nicht allein durch 
einfaches prozeßökonomisches Aufwand-Nutzen-Den- 
ken erfassen./ll/ Im Strafverfahren müssen unabhängig 
vom Aufwand bestimmte Mindestforderungen erfüllt 
werden. Dazu gehört an erster Stelle die Feststellung 
der objektiven Wahrheit, die unverzichtbar ist. Zur

/ll/ Vgl. Kräupl / Schönfeldt, „Kolloquium zu Problemen der 
Wirksamkeit des Strafverfahrens“, Staat und Recht 1973, Heft 2, 
S. 286 ff.

richtigen Bestimmung des Verhältnisses von Aufwand 
und Nutzen ist allerdings zu überlegen, welcher Auf­
wand unbedingt erforderlich ist, um die objektive 
Wahrheit festzustellen, und welchen Umfang die zu er­
mittelnden Fakten haben müssen. In jedem Strafver­
fahren muß konkret herausgearbeitet werden — das be­
ginnt bei der Untersuchungsplanung im Ermittlungs­
verfahren —, welche Untersuchungen und Feststellungen 
unbedingt erforderlich sind, um die strafrechtliche Ver­
antwortlichkeit durchsetzen und die tatbezogenen un­
mittelbaren Ursachen und Bedingungen der Straftat 
aufdecken zu können.
Damit werden keinesfalls die Anforderungen an das 
Strafverfahren verringert, sondern der allgemeine Ver­
fahrensaufwand wird besser und damit wirkungsvoller 
differenziert. Das hat nichts mit Zweckmäßigkeitserwä­
gungen zu tun, die gelegentlich in solchen Äußerungen 
laut werden wie „mit diesem Kleinkram können wir 
uns nicht belasten, wir haben wichtigere Aufgaben“. 
Unter dem „Kleinkram“ werden dann Straftaten von 
geringerer Gefährlichkeit und unter „wichtigeren Auf­
gaben“ die schwerere Kriminalität verstanden.
Eine solche Gegenüberstellung ist Ausdruck ideologi­
scher Unklarheiten über den Kampf gegen die Krimi­
nalität. Sie verstößt gegen das Leninsche Prinzip der 
Unabwendbarkeit der Strafe für j e d e  Straftat. Gerade 
die weniger schweren Straftaten berühren oftmals die 
Rechte der Bürger am unmittelbarsten. Ihre schnelle 
Aufklärung beeinflußt daher wesentlich das Ver­
trauensverhältnis der Bürger zum Staat. Die Ursache 
für die Gegenüberstellung des Verfahrensaufwands zum 
Nutzen nach der Schwere der Straftat war die schema­
tische Übernahme des Aufwand-Nutzen-Denkens aus 
der Ökonomie in den Strafprozeß. Daraus wurde ver­
schiedentlich die Auffassung abgeleitet, daß der zu er­
wartende „geringe Nutzen“, nämlich die Aufklärung 
einer nur weniger schweren Straftat, den dazu erforder­
lichen Aufwand nicht rechtfertige.
Im Prozeß der politisch-ideologischen Auseinanderset­
zung über das Anliegen der Leitungsdokumente vom 
7. Februar 1973 wurden solche falschen Auffassungen 
überwunden. Es bestätigte sich erneut die Erkenntnis, 
daß die ständige politisch-ideologische Arbeit mit al­
len Mitarbeitern der Justiz- und Sicherheitsorgane eine 
unabdingbare Voraussetzung für die Gewährleistung 
einer hohen Wirksamkeit des Strafverfahrens ist.
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Erfahrungen bei der Bekämpfung krimineller Asozialität 
unter den Bedingungen der Großstadt
Um die Wirksamkeit der Kriminalitätsbekämpfung zu 
erhöhen, sind die Aufklärung edler kriminellen Hand­
lungen und eine differenzierte und zügige staatliche 
Reaktion gegenüber Gesetzesverletzern erforderlich. Die 
Staatsanwälte der Hauptstadt der DDR sehen ihre Auf­
gabe vor allem darin, in vollem Umfang Rechtssicher­
heit sowie Ordnung und Sicherheit zu gewährleisten. 
Dabei ist es besonders notwendig, sich konsequent mit 
jenen kriminellen Verhaltensweisen auseinanderzuset­
zen, die als ein Herd weiterer Kriminalität in viel­
fältigen Formen aufzufassen sind. Dazu gehört die Ge­
fährdung der öffentlichen Ordnung durch asoziales Ver­
halten (§ 249 StGB).
Im asozialen Verhalten kommen besonders krasse,, zäh­
lebig wirkende und beim Täter verfestigte Bewußt­
seinselemente zum Ausdruck, die aus dem Kapitalismus

überkommen sind und den Moralnormen der Arbeiter­
klasse diametral entgegenstehen. Zwar ist die krimi­
nelle Asozialität in unserer sozialistischen Gesell­
schaftsordnung keine Massenerscheinung; ihre Gefähr­
lichkeit ergibt sich aber daraus, daß sie zugleich Quelle 
und Nährboden für andere Straftaten, insbesondere 
Eigentumsdelikte, Verletzung der Unterhaltspflicht, 
Alkoholkriminalität, sowie für negative Einflüsse auf 
Jugendliche darstellen.

Mit Recht fordern deshalb die Werktätigen, daß asozia­
les Verhalten konsequent bekämpft wird und daß die­
jenigen, die sich jeglicher Formen gesellschaftlicher Ein­
flußnahme entziehen und ihre parasitäre Lebensweise 
nicht aufgeben, mit den Mitteln des Strafrechts zur 
Verantwortung gezogen werden.
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